SEPTEMBER 1978 ZEITUNG DER ROTEN HILFE DEUTSCHLANDS 30. PFG. 


Seite 2 


Die RHD 


a 


m 
ist zu erreichen 


VORSTAND DER RHD 


POSTFACH 215, 4600 DORTMUND 1 


Stollenstraße 12, Diu. Fr 16-18 Uhr, 
Tel.: 0231/811912 


4800 Bielefeld 1, Monika Wydany, Paul-Mey- 
erkamp-Str. 6 

4630 Bochum, über: Buchladen „Roter Mor- 
gen‘, Dorstener Sir. 86, Do 17-18.30 Uhr, Tel.: 
0234/51 1537 

2800 Bremen 1, über: Buchladen „Roter Mor- 
gen", Waller Heerstr. 70, Mo-Fr 16-18.30, Sa 
9-13 Uhr, Tel.: 0431/39 3888 

2150 Buxtehude: Stammtisch jeden 1. Mitt- 
woch im Monat, 19.30 Uhr in der „Kogge“, 
Bahnhofstraße 

3100 Celle, Volker Nieber, Bredenstr. 13, Tel.: 
05141/45496 

6100 Darmstadt, über: Buchhandlung „Neue 
Zeit", Käsinostr. 55, Di, Do, Fr 16-18.30, Sa 
10-13 Uhr. 

4600 Dortmund 1, Stotlenstr. 12, Eing. Claus- 
thaler Str., Tei.: 0231/81 19112, Fr 17-18.30, 
4100 Duisburg, über: „Hamborner Bücherstu- 
be“, Alleesitr.49, Mo-Sa 9-13 und 15-18.30 Uhr. 
4300 Essen, Stammtisch jeden 2. Dienstag im 
Monat um 19 Uhr im „Uhu", Kepierstraße 
2390 Fiensburg, über: Buchladen „Paul Hoff- 
mann”, Burgstr. 5, Sa 11-12 Uhr, 

6000 Frankfurt, über: Buchladen „Roter Mor- 
gen“, Burgstr. 78, Mi 17-18 Uhr 

7800 Freiburg: H.-P. Stecay, Gutenbergstr. 2, 
jeden Freitag 17-19.30 Uhr 

4660 Gelsenkirchen: Dieter Kwoll, Voehde- 
str. 5, Tel.: 0209/78 1671 

2000 Hamburg 6, über: Buchladen „Roter 
Morgen", Schulterblatt 98, 2000 Hamburg 6, 
Tel.: 020/4 30 0709 

3000 Hannover i, Kiaus W. Hahn, Dorotheen- 
str. 5a, Studentenwohnheim 

7100 Heilbronn: Dietmar Breitschneider, Mo- 
zartstr. 2, Tel.: 07131/68529 

3500 Kassel: R. Wengler, Graben 11. Tel.: 
0561/13047 

2300 Kiel 1, Dietrich Lohse, Schauenburger- 
Straße 83 und über: Buchhandlung Karen 
Ziemke, Gutenbergstr. 46, Tei.: 0431/567702, 
Fr 16-18 Uhr 

5000 Köln 91 (Kalk), Bernd Techau, Markt 5, 
Tel.: 0221/85 7592 

2400 Lübeck, Carmen Hansen, Wickedestr. 
19, Tel.: 0451/47 3870 ö 

8000 München (Neuhausen), Manfred Neu- 
mann, Pötschnerstraße, Tel.: 089/165670 
4400 Münster, über: Buchladen „Roter Mor- 
gen“, Bremer Platz 16, Tei.: 0251/65205. Mo- 
Fr 16-18.30, Sa 11-14 Uhr 

8500 Nürnberg: Karl-Heinz Hoffmann, Fla- 
schenhofstr. 21 

4350 Recklinghausen: Almuth Euler, Ludwig- 
Richter-Str. 1, Tel.: 02361/12657 

2380 Schleswig: Ursula Kulaczinski. 2381 
Totkschuby 

7000 Stuttgart 1. über: Buchladen „Roter Mor- 
gen", Hausmannstr. 107. Mo-Fr 16.30-18.30, 
Sa 9-13 Uhr 2. 

1000 Westberlin 65. Hans Köbrich, Gruntaler- 
straße 30. Tel.: 0930/49365 20 
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Liebe Genossen! 


Wir sind sechs Jugendli- 


che, gegen die ein Ermitt- 


lungsverfahren wegen Land- 
friedensbruch und Wider- 
stand gegen die Staatsgewalt 
läuft. Was war passiert? 


Am 18. März wollte die 
NPD in der Moerser Innen- 
stadt einen Informations- 
stand machen. Unter gros- 
sem Polizeischutz gelang es 
den Faschisten, ihren Stand 
aufzubauen. Zusammen mit 
über 100 Antifaschisten, 
vorwiegend Jugendliche, 
konnten wir aber ihre faschi- 
stische Propaganda verhin- 
dern. 


Die Polizei wartete die 
ganze Zeit auf einen Vor- 
wand, um gegen uns vorzu- 
gehen. Als Eier auf den 


Stand der Faschisten flogen, 


hetzte die Polizei Schäfer- 
hunde auf uns und nahm 
mehrere fest. 


Einige von uns erwartet 
nun wahrscheinlich eine Ge- 
fängnisstrafe. Als Jugendli- 
che haben wir natürlich nicht 
genug Geld, um diekommen- 
den Anwalts- und Gerichts- 
kosten zu bezahlen. Hier 
sprang die Rote Hilfe Duis- 
burg ein und versuchte, Geld 


Wie Eure MZeiträ 


ge und Spenden 


uns geholfen haben 


für unsere Anwaltskosten 
zusammenzubekommen. 


Bei einem Solidaritäts- 
Fußballturnier beköstigten 
Rote Helfer die Fußballer 
mit Kuchen, Getränken und 


Grillwürstchen und konnten . 


uns dafür 174 DM als Spen- 


und der Verkauf von Spen- 
denmarken brachten noch 
einmal über 200 DM. Wir 
bedanken uns für die bishe- 
rige Unterstützung durch die 
RHD. 


Mit solidarischen Grü- 


überreichen. Ein Floh- Ben 
marktstand, eine Sammlung Martin C. 
Spendenliste 


Im Monat Juli gingen fol- 
gende Spenden beim Vorstand 
der RHD ein: 


1. Spenden für politisch Ver- 
folgte ohne besonderen Verwen- 
dungszweck: OG Kassel 
7,45 DM; OG Stuttgart 26 DM; 
B.M., Salzgitter 3DM; Samm- 
lung auf der Fortsetzung der 
ZDK 518DM; OG Hamburg 
103,35 DM; Sammlung 1. Mai 
Frankfurt 15 DM; OG Buxte- 
hude 114,70DM; OG Bremen 
109,75 DM; OG Frankfurt 
21,50 DM; OG Giessen 
63,09 DM; OG Duisburg 9DM; 
OG Kiel 183,10 DM; OG Würz- 
burg 8,50 DM; OG Heidenheim 
S0ODM; OG Schleswig 31 DM; 
OG Köln 376,50 DM; OG Nürn- 
berg 500DM; OG Westberlin 
110DM. 

2. Für den Prozeßfonds: OG 
Kassel 7DM; OGBremen 
10 DM; OG Duisburg 21,70 DM 


3. Für politisch Verfolgte in 
der DDR: OG Düsseldorf 
40DM; OGBremen 100DM; 
OG Heidenheim 100 DM. 

4. Für verfolgte Antifaschi- 
sten: OG Saarbrücken 3 Blöcke 
30DM; OGKassel 6 Blöcke 
60DM; OGGiessen für die 
Hamburger Antifaschisten 
14 DM; OG Heilbronn 2 Blöcke 
20DM; E.-L.R.,, Münster 
2 Blöcke 20 DM; OG Würzburg 
28,90 DM; OG Essen 10 Blöcke 
100DM; Emsdetten 1Block 
10DM; OGKöln 114,70 DM; 
OG Flensburg 4DM; OG West- 
berlin 13 Blöcke 130DM, für 


Frankfurter Antifaschisten 
178,96 DM. 
5. Sonstigee OGKöln für 


Thieu-Prozesse 33,50 DM. 
Summe aller Spenden im Ju- 
li: 3.272,70 DM 
Wir bedanken uns bei allen 
Spendern! 


Michael Banos, 29 Jahre 
alt, muß am 1. September ins 
Gefängnis. Für sieben Mo- 
nate, weil er 1973/74 für ei- 
nige Flugblätter der Roten 
Hilfe presserechtlich verant- 
wortlich war. Damals hatten 
s“ “in vielen Städten Men- 
scuen in Rote-Hilfe-Grup- 
pen zusammengeschlossen, 
um den Opfern der zuneh- 
menden politischen Unter- 
drückung zu helfen. Sie gin- 
gen daran, eine einheitliche, 
zentrale Organisation, die 
Rote Hilfe Deutschlands, 
aufzubauen. 


Michael Banos’ Name 
stand unter Flugblättern, die 
‚sich gegen die Versuche der 
Polizei richteten, die Wahr- 
heit über den Tod des Arbei- 
ters Günter Routhier zu ver- 
tuschen. Die Flugblätter in- 
formierten über die Verfol- 
gung der RAF, darüber, wie 
Holger Meins im Gefängnis 
umkam. 


Sıeben Monate Gefängnis 


Zunächst bekam Michael 
Banos im Laufe des Jahres 
1974 Strafbefehle. Erst über 
400 DM, dann über 900, 
1.200, bis 2.500 DM für ein 
einziges Flugblatt. Dann 
wurden alle zusammenge- 
faßt, und im ersten Prozeß 
im Dezember 1975. wurde 
Michael zu sieben Monaten 
mit Bewährung verurteilt. 


Dem Staatsanwalt war 
das zu wenig, er ging in die 
Berufung. 1976, als Michael 
Banos gerade seine Bundes- 
wehrzeit absolvierte, war die 
Berufungsverhandlung. Das 
Dortmunder Landgericht 
verurteilte ihn jetzt zu sieben 
Monaten ohne Bewährung. 
Beweise für das Verteilen der 
Flugblätter wurden nicht ge- 
braucht, noch weniger inter- 
essierte das Gericht die ange- 


. der Kaserne, 


botenen Wahrheitsbeweise 
für den Inhalt der Flugblät- 
ter. „.Tut nichts zur Sache“, 


hieß es. Beleidigung des 
Staates und der Polizei, egal 
ob die Fälle stimmen oder 
nicht, so begründete das Ge- 
richt das Urteil. 


Die RHD organisiert die 
Solidarität 


In der Zeitung, in vielen 
Flugblättern informierte die 
RHD über diesen Fall. 
Darüber, daß man wegen ei- 
niger Flugblätter, trotz der 
großen Worte im Grundge- 
setz von „Presse und Mei- 
nungsfreiheit“, ins Gefäng- 
nis kommen kann. 


Auch die Bundeswehr 
versuchte sofort, Michael 
Banos loszuwerden. 

Doch daraus wurde 
nichts. Die Kameraden in 
Michaels Einheit stehen zu 
ihm, wählen ihn jetzt gerade 
zu ihrem Vertrauensmann. 
Genossen malen Parolen an 
informieren 
alle Soldaten mit Flugblät- 
tern über diesen Fall. Der 
Antrag auf „unehrenhafte 
Entlassung“ kommt nicht 
durch. 


Praktische Unterstützung 


‚Im März 1978 wird der 
Antrag auf Revision des Ur- 
teils vom Oberlandesgericht 
in Hamm abgelehnt. Damit 
ist das Urteil rechtskräftig. 


Die Hafthilfegruppe der 
RHD in Dortmund spricht 
mit Michael Banos durch, 
was zu tun ist. Die Erfah- 
rungen anderer Genossen, 
die schon im Gefängnis wa- 
ren, sind eine Hilfe, zum an- 
deren wird eine Liste zusam- 
mengestellt mit den Dingen, 
die mitzunehmen sind, was 
sonst noch zu organisieren 


-ist. Wer übernimmt einige 


Zeitungsabonnements für 
die Zeit? Ein Radio ohne 
UKW-Teil wird für das 
Gefängnis besorgt. Zusam- 
men diskutiert man einen 
Arbeitsplan für die sieben 
Monate. 

Im Juli fährt Michael 
Banos noch mal in Urlaub. 
Als er am 24. 7. zurück- 
kommt, findet er ein Ein- 
schreiben vom 12. 7. vor: 
„... haben Sie sich inner- 
halb einer Woche in der 
Justizvollzugsanstalt Atten- 
dorn zu melden“. Die Zeit 
drängt. Trotz der guten Vor- 
bereitung ist doch noch 
einiges zu regeln. Ein Antrag 
auf Haftverschiebung wird 
gestellt. Jetzt hat Michael 
Banos noch Zeit bis zum 
1. September. 


Schreibt dem Michael Banos 
ins Gefängnis 


Mehr als vier Jahre nach 
den ersten Flugblättern der 
Roten Hilfe soll Michael 
Banos jetzt für sieben Mona- 
te ins Gefängnis, weil er die 
„freie Meinungsäußerung“ 
und die „Pressefreiheit“ 
nicht im Sinne der Herr- 
schenden in Bonn und ihrer 
Richter genutzt hat. 

Die Rote Hilfe Deutsch- 
lands hat, so weit wie vor der 
Zeit im Gefängnis möglich, 
Michael Banos geholfen und 
unterstützt. 

Wenn er jetzt im Ge- 
fängnis sitzt, dürfen wir mit 
der Unterstützung aber nicht 
aufhören. Alle Mitglieder 
und Freunde der RHD sind 
aufgerufen, diesen Fall von 
politischer Unterdrückung 
breit bekanntzumachen und 
Michael Banos ins Gefäng- 
nis zu schreiben. 


Adresse: Michael Banos 
Justizvollzugsanstalt 
5952 Attendorn 
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...l8eider stellte sich 
dabei heraus, daß selbst der 
CDU nahestehende Drucke- 
reibesitzer um des schnöden 
Gewinnes willen sich nicht 
entblödeten, illegale kom- 
munistische Druckschriften 
nachts herzustellen. “ (Ober- 
staatsanwalt Schneider 1963 
in seinem Buch „KP im 
Untergrund“ 
a E88 

„Diese Partei (die KPD) 
ist daher trotz ihrer zahlen- 
mäßigen Geringfügigkeit ei- 
ne ernste Bedrohung für 
unser freiheitliches demo- 
kratisches Leben. Sie ist ein 
gefährlicher Infektionsherd 
im Körper unseres Volkes, 
der Giftstoffe in die Blut- 
bahn des staatlichen und ge- 
sellschaftlichen Organismus 
der Bundesrepublik sendet.“ 

Ritter von Lex 1955 als 
Vertreter der Bundesregie- 
rung im KPD-Verbotspro- 
zeß. 


2% 
„Die Polizei. der Zukunft 
wird eine gesellschaftssani- 


täre Aufgabe haben.“ 
(BKA-Chef Herold, im 
„stern“ Nr. 29/1978). 


kur 
„Dieser Rücktritt ist die 
Folge einer Rufmordkam- 
pagne, die in der Geschichte 
der Bundesrepublik ohne 
Beispiel ist.“ 


„Ich ging davon aus, daß 


‘die im Grundgesetz veran- 


kerte Menschenwürde für 
alle Menschen gilt.“ 


Er halte es für „unge- 
recht“, daß „damaliges Tun 
aus der Stimmung von heute 
heraus beurteilt wird“. 


„Was aber verpflichtet 
mich, derart Persönliches 
(gemeint seine Mitwirkung 
bei Todesurteilen — RHD) 
an die große Glocke zu 
hängen?“ 

Filbinger in seiner Rück- 
trittserklärung 
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Gelungenes 


Im Juli, als es feststand, 
daß Michael Banos, der ent- 
scheidenden Anteil am Auf- 
bau der RHD hatte und län- 
gere Zeit presserechtlich ver- 
antwortlich für die Rote- 
Hilfe-Gruppen war, wegen 
„Verunglimpfung der Bun- 
| desrepublik“ für sieben Mo- 
nate ins Gefängnis mußte, 
beschloß die Ortsgruppe 
Dortmund der RHD für ihn 
ein großes Solidaritätsfest zu 
veranstalten. Ein ganzes 
. Schiff sollte zu diesem Anlaß 
für die vielen Mitglieder und 
Freunde der RHD im Ruhr- 
gebiet gechartert werden. 


Am Samstag vormittag, 
dem 19. August, wares dann 
soweit. Mit rund 120 Er- 
wachsenen — unter ihnen 
ji auch Michael Banos, der bis 
Anfang September „Haft- 
| aufschub“ hat — und mit 30 
I Kindern legte die „Monika“ 
bei strahlendem Sommer- 
| wetter im Dortmunder 
| Stadthafen ab. 


Die Fahrt ging auf ver- 
schiedenen Kanälen hoch ins 


(Leserbrief). Ich bin 12 Jah- 
re alt und bin mit 10 1/2 Jahren 
in die RHD eingetreten. Mein 
Bruder hat mir damals erzählt, 


Solidaritätsfest 


i wie Kapitalisten uns ausbeuten. 


Münsterland bis in die Nähe 
von Olfen. 


In einem nahe dem 
Schiffsanlegeplatz gelegenen 
Wäldchen hatte die Dort- 
munder RHD-Gruppe einen 
Informationsstand aufge- 
baut: Hier konnte man 
Schriften der RHD kaufen, 
nebenan gab es Erfrischun- 
gen und Proviant, auch an 
Spiele (Tischtennis, Feder- 
ball) war gedacht. Wer lieber 
schwimmen wollte, konnte 
zu einem nahegelegenen ’ 
gehen. 


Um halb fünf ging es 
wieder zurück, und wem es 
gegen Abend auf dem Ober- 
deck zu kühl wurde, der 
hatte Gelegenheit, sich bei 
den Klängen einer Kapelle 
warmzutanzen. 


Diese Schiffahrt, so 
konnte man nachher von 
vielen hören, war nicht nur 
ein herrliches Sommerfest, 
sondern auch ein guter Aus- 
druck der Solidarität mit 
Michael Banos. 


Auch die Jüngsten 
können helfen 


Sie selber unterschlagen viel 
Geld und wir müssen dafür 
schuften. 

Er hat mir auch erzählt, daß 
auf Demonstrationen öfters 
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Männer festgenommen werden, 
darunter auch Familienväter. 
Ihre Familien müssen doch 
leben. Das hat mich überzeugt, 
so daß ich in die RHD eintrat. 


Ich finde, daß noch mehr 
jüngere Mädchen und Jungen in 
die RHD eintreten sollen, denn 
wenn auf einmal euer Vater fest- 
genommen wird? 


Man braucht ja nicht be- 
sonders viel zu zahlen. 50 Pfen- 
nig im Monat, das reicht. Oder 
1 DM. Gerade soviel man vom 
Taschengeld übrig hat. 


Man bekommt auch einen 
RH-Schein. Je nachdem du ge- 


En der 


Das folgende Angebot von 
Roten Helfern aus einem klei- 
nen Städtchen an der Nordsee, 
über das wir uns sehr gefreut 
haben, geben wir hiermit an alle 
Roten Helfer weiter. 


„Wir sind Rote Helfer und 
haben ein Haus in der Nähe des 
Jadebusens/Nordsee. Wir ha- 
ben vor, ein Zimmer, Haus- und 
Gartenbenutzung der RHD zur 
Verfügung zu stellen, damit 
RoteHelferundinNotgeratene, 
“an der RHD betreute Men- 

en, auch Familien mit Kin- 
dern, Urlaub machen und sich 
erholen können. 


Solche Aufenthalte können 
das ganze Jahr über erfolgen. 
Die jeweilige Dauer müßte über 
den Vorstand der RHD mit uns 
abgesprochen werden. Was 
kann man hier machen? 


Baden gehen, lange Spazier- 


gänge und Fahrradtouren durch, 


Wälder, Felder, ‚Wiesen, Moor. 
und am Meer, Tagesausflüge 
auf die Inseln, Granat pulen, 
Korn öder: 
vieles‘ ‚andere 


MM AN 


& trinken: ind = 


zahlt hast, bekommst du auch 
Beitragsmarken. Daran kann 
man sehen, ob man bezahlt hat 
oder nicht. Man kann auch 
sehen, wenn du immer gezahlt 
hast, daß du ein gutes 
RHD-Mitglied bist. 


Anmerkung der Redaktion: 
Wir haben uns über diesen Le- 
serbrief aus Bielefeld gefreut 
und drucken ihn als Anregung 
für alle Jungen und Mädchen 
ab. Vielleicht veranlaßt er 
manche von ihnen dazu, es 
genauso wie der Schreiber (die 
Schreiberin) dieses Leserbriefes 
zu machen? Und wenn es mit 
dem Beitrag hapert, helfen viel- 
leicht die Eltern nach?!) 


Genieihsame 
ist bei Beteiligung an den zu- 
sätzlich entstehenden Kosten 
möglich. Wäsche sollte mitge- 
bracht werden. Kosten für die 
Reise müssen selbst getragen 
werden. 


Verpflegung 


Wir hier werden alles tun, 
damit alle einen schönen Urlaub 
haben.“ 


Soweit das Angebot der 
Roten Helfer. Durch ein Ver- 
sehen der Zentrale erscheint es 
leider erst jetzt in der Zeitung, 
wo die Haupturlaubszeit vorbei 
ist. Wer noch Urlaub machen 
will, sollte dennoch ruhig davon 
Gebrauch machen, ein Aufent- 
halt am Meer ist zu jeder 
Jahreszeit erholsam. 


Wegen der Adresse und zur 
Regelung des Aufenthaltes 
wenden sich interessierte Mit- 
glieder an ihre Ortsleitung, die 
sich dann mit der. Zentrale in 
Verbindung setzt. Die, .Ortslei- 


tungen sollten -besonders ‘von. 


ihnen betreute politisch Ver- 
folgte‘ auf diese: Möglichkeit 


ee 
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durchzuführen nn rieb hatte 


en Bildervortrag mit . 
Ton und noch ae Bildern = 
auszuweiten. 


 Prozeßankündigung 


Der ‘Hamburger Antifa- 
re geht wei- 
411 


z Die Ortsgruppe Heilbronn ee 
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= n Duisburg war mor- 
© gens gegen 10 Uhr in 
der Mülheimer Stra- 
9 Be ein junger Mann 
unter Gewaltanwendung von 
zwei Männern und einer Frau in 
einen grünen Volkswagen mit 
der Nr.518/413 gezogen wor- 
den. Der junge Mann rief um 
Hilfe. Passanten konnten in den 
hinteren Teil des Wagens nicht 
hineinsehen, da die Fenster mit 


Kissen abgedeckt waren. Auf 
sofortige Anfrage bei der Duis- 
burger Kriminalpolizei wurde 
erklärt, daß es sich bei dem 
PKW um einen Polizeiwagen 
handele...“ So stand es am 
13. März 1953 in der „Westfäli- 
schen Neuen Presse“ zu lesen. 


Das Verbrechen des jungen 
Mannes? Er war Funktionär der 
FDJ! 


1950: Im Morgengrauen verhaftet 


In Hamburg wurde eine jun- 
ge Frau verhaftet, die gerade im 
fünften Monat schwanger war 
und noch ein einjähriges Kind 
zu versorgen hatte. Bei der Ver- 
haftung wurde das Kleinkind 
mit auf die Wache geschleppt, 
von der Mutter getrennt. Was 
hatte die Frau getan, daß man 
so gegen sie vorging? Sie hatte 
an einer Protestversammlung 
gegen die Verhaftung ihres ei- 
nen Mannes teilgenommen! 


lsusende von 
Verfahren 


Ähnlich wie diesen beiden 
erging es in der 50er Jahren 
Tausenden und Abertausenden 
von Menschen in der Bundes- 
republik. Im September 1953 
erklärte der Lüneburger Ober- 
staatsanwalt Dr. Kopf in einem 
Interview, er habe in seinem Be- 
reich 3.600 Verfahren eingelei- 
tet, vorwiegend gegen Jugend- 
liche, die der FDJ angehört ha- 
ben sollen. 


Jeder, der sich nicht mit der 
Spaltung Deutschlands abfin- 
den wollte, der gegen die 
Wiederaufrüstung in der Bun- 
desrepublik kämpfte oder sich 
für eine wirkliche Entnazifizie- 
rung einsetzte, mußte mit Ver- 
haftung und Verurteilung rech- 
nen. Jahrelang wurden Funk- 
tionäre und Mitglieder der 
KPD, der FDJ oder von Mas- 
senorganisationen wie der Ver- 
einigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes vor Gericht ge- 
zerrt, in Untersuchungshaft ge- 


nommen, zu Gefängnis verur- 
teilt, weil sie Flugblätter oder 
Zeitungen ihrer Organisationen 
vertrieben hatten, weil sie sich 
zum Beispiel an der Volksbefra- 
gung gegen die Remilitarisie- 
rung beteiligt hatten. Ein Höhe- 
punkt der Verfolgungsmaßnah- 
men war das KPD-Verbot 1956. 
Zehntausende von Ermittlungs- 
verfahren wurden eingeleitet, 
Tausende von Wohnungen wur- 
den durchsucht. Die juristi- 
schen Grundlagen für diese 
Maßnahmen hatte sich die Bun- 
desrepublik nach ihrer Grün- 
dung schnell geschaffen. 


Leere Seiten 
werden gefüllt 


„Alle nazistischen Gesetze, 
welche die Grundlagen für das 
Hitler-Regime geliefert haben 
oder eine Diskriminierung auf- 
grund der Rasse, Religion oder 
der politischen Überzeugung er- 
richteten, müssen abgeschafft 
werden. Keine solche Diskri- 
minierung, weder eine recht- 
liche noch eine administrative 
oder irgendeiner anderen Art 
wird geduldet.“ 


Ein Auszug aus dem Pots- 
damer Abkommen von 1954, 
eine klare Aussage und Forde- 
rung. Die aus der Nazi-Zeit 
stammenden Staatsschutzvor- 
schriften (880-8103) waren 
durch das Kontrollratsgesetz 11 
abgeschafft worden. Doch 
gleich nach der Gründung der 
Bundesrepublik im Jahre 1949 
gingen die bürgerlichen Politi- 


„muß der 
Staat die 
Zersetzung 
der geistigen 
Grundlagen, 
auf denen er 
ruht, tatenlos 
hinnehmen?” 


ker daran, „die Gesetzeslücken 
wenigstens notdürftig zu schlie- 
Ben, die im Jahre 1945...in das 
Strafgesetzbuch gerissen wur- 
den (Begründung zu dem Ent- 
wurf eines Geseztes zur Ände- 
rung des Strafgesetzbuches — 


Bewährte Kräfte 


Die Bundesregierung schaff- 
te aber nicht nur Staatsschutz- 
gesetze, sie legte dieses gar nicht 
so neue Instrument der politi- 
schen Unterdrückung in die 
Hände sehr bewährter Kräfte, 
Da war zum Beispiel Staatsse- 
kretär Ritter von Lex, der An- 
klagevertreter der Bundesregie- 
rung im KPD-Verbotsprozeß. 
Von Lex war bereits 1943 
von Hitlers Polizeiminister 
Dr. Frick ins Reichsinnenmini- 
sterium berufen worden, wo er 
bis 1945 treu seine Dienste tat. 
Oder nehmen wir einen anderen 
Fall. 1962 wurde das langjähri- 
ge Mitglied der Bundesanwalt- 
schaft Wolfgang Immerwahr 
Fränkel zum höchsten Anklä- 
ger der Bundesregierung er- 
nannt worden. In damals veröf- 
fentlichten biografischen Noti- 
zen konnte man lesen, Fränkel 
habe erlebt, „wie nach 1933 
versucht worden ist, Richter 
und Staatsanwälte zu Bütteln 
des Staates zu degradieren... 
Er weiß auch von Beispielen zu 
berichten, wie Juristen die fest 
inrechtsstaatlichen Traditionen 
wurzelten, dem Unrecht entge- 
genzutreten versuchten“. Man 


1952: „Au lösung“ einer Demonstration 
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„‘Strafrechtsänderung 1950). Die 


leeren Seiten des übernomme- 
nen Reichsstrafgesetzbuches 
wurden gefüllt: Es wurden 
„neue“  Staatsschutzmaßnah- 
men getroffen, die die Lücke 
mehr als notdürftig ausfüllten. 


„vergaß“ hier zuerwähnen, daß 
Fränkel bereits am 1. Mai 1933 
Mitglied Nr.2.732.006 der 
NSDAP wurde, under alsHilfs- 
kraft des Reichsanwalts Kirch- 
ner mit der Bearbeitung von 
Nichtigkeitsbeschwerden be- 
faßt war. Durch solche Nichtig- 
keitsbeschwerden konnten Ur- 
teile der Sondergerichte verän- 
dert werden, zum Positiven wie 
zum Negativen. Und Fränkel 
machte fleißig Gebrauch von 
dieser Möglichkeit, nämlich in 
rund 50 Fällen. Und jedesmal 
entschied er sich für die Ver- 
schärfung des Urteils: Aus Frei- 
heitsstrafen wurden so oft ge- 
nug Todesurteile! 


Ritter von Lex und Fränkel, 
nur zwei Namen, aber sie stehen 
stellvertretend für rund 85 Pro- 
zent aller höheren Richter und 
Staatsanwälte, die sich schon in 
der Justiz des III. Reiches ihre 
Sporen verdient hatten. Nicht 
viel anders sah es bei der Krimi- 
nalpolizei aus. Von 33 leitenden 
Stellen der Kripo in NRW wa- 
ren 20 ehemalige SS-Sturm- 
bannführer oder Hauptsturm- 
führer! 


Die Tradition ist ungebrochen 


So also wurden die Grund- 
lagen der politischen Justiz: in 
der Bundesrepublik geschaffen. 
Vorbilder waren die Staats- 
schutzparagraphen der Weima- 
rer Republik und auch des Nazi- 
Reichs. Und diesen Weg sollte es 
weitergehen. Dem KPD-Verbot 
folgten 1968 die Notstandsge- 
setze, 1972 „Gesetze zur Inne- 
ren Sicherheit“ und der „Radi- 
kalenerlaß“. In den letzten Jah- 


ren häufen sich diese Gesetze 
immer mehr, sie werden nun 
„Anti-Terror-Gesetze“ ge- 
nannt. 


An der Sache ändert der 
neue Name nichts, die Tradition 
all dieser Gesetze bleibt weiter- 
hin ungebrochen. Kein Wunder, 
denn das System, das sie jeweils 
hervorgebracht hat, ist immer 
noch das gleiche. i 


"Seite 8 


Zitate: 


„Ich bin der Meinung, daß wir auf jeden Fall den Versuch ma- 
chen müssen, dieses Handeln, das „vor“ dem Hochverrat liegt, 
strafrechtlich zu erfassen. ... Wir brauchen ja nicht in koreanische 
Fernen zu schweifen, denn das Böse liegt so nah! Für uns genügt 
das, was in der Östzone vorgeht. Von dort aus wird mit allen Mitteln 
der Propaganda, der Wühlarbeit, der Zersetzung der Bundesrepu- 
blik gearbeitet, um sie zu Fall zu bringen. Ich glaube, wir können da 
nicht tatenlos zusehen. Der Kampfruf ist ja nicht: Hannibal ante 
portas, sondern das Trojanische Pferd ist in unserer Mitte, und wir 
müssen uns dagegen zur Wehr setzen.“ 


Der damalige Bundesjustizminister Thomas Dehler am 12.9.50 
im Bundestag bei der Debatte des SPD-Entwurfs, der den Blitz- 
gesetzen voranging. 


„...muß der Staat die Zersetzung der geistigen Grundlagen, auf 
denen er ruht, tatenlos hinnehmen und muß er abwarten, bis er of- 
fen angegriffen wird?“ — „Der nationalsozialistische Staat [will] 
die Verteidigungslinie vorverlegen, er [will] nicht abwarten, bis der 
Verbrecher seine Absicht verwirklicht.“ 


G.Dahm in „Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft“ 
1935 


„Das Strafrecht verlegt das Kampffeld nach vorn.“ 
Roland Freisler, Chef des Obersten Gerichtshofs, 1936 


„Ich hoffe, daß die Praxis der Gerichte sich allgemein ausrichtet 
auf das, was wir wollen... Niemand kann zwei Herren dienen, und 
Jeder muß Farbe bekennen. Wer bei uns in Arbeit und Brot steht, 
muß mit seiner Seele und seinen Kräften bei uns stehen, wem dies 
nicht paßt, muß andere Wege gehen.“ 

Innenminister Dr. Lehr 1954 zur „Vereinheitlichung“ der Recht- 

sprechung, insbesondere der Sondergerichte für politischeStraf- 
sachen 


„Um zu erreichen, daß die Rechtsprechung der Strafkammern 
in diesem Sonderbereich besonders zuverlässig würde, habe es der 
Herr Justizminister für zweckmäßig gehalten, vorzuschlagen, die 
Zuständigkeit nicht jeder Strafkammer zuzuweisen, sondern nur 
Strafkammern, die für einen größeren Bereich mit dieser Aufgabe 
betraut würden... Durch diese Konzentration sollten bei einer be- 
sonders sachkundigen Stelle Erfahrungen gesammelt werden, um 
dadurch die Rechtsprechung zu vereinheitlichen und bessere Maß- 
stäbe zu gewinnen. ... Schließlich sei es möglich, besonders hoch- 
wertige Richter für diese Aufgabe zu finden, die nicht jedem liege.“ 


Dr.Rotberg, Vertreter des Bundesjustizministeriums 1951 vor 
dem Rechtsausschuß des Bundestages zur Begründung für die 
Errichtung von besonderen Strafkammern für politische Delikte 
bei bestimmten Landgerichten 


„Wenn der Staat durch eine kommunistische Bedrohung gefähr- 
det ist, so müssen die Persönlichkeiten, die zu Wächtern bestellt 
werden, antikommunistisch sein. Wenn man zum Prinzip der Aus- 
wahl solcher Männer die Forderung hinzufügt, daß sie in keiner Be- 
ziehung zum Dritten Reich gestanden haben dürfen, so wird man 
allerdings zwischen Warschau und Madrid keinen einzigen geeigne- 
ten Mann finden: Denn der kleine Kreis der Kenner dieser Sache 
mußte...miüt der antikommunistischen Aktivität der National- 
sozialisten in Berührung kommen.“ 


Rudolf Diehls, der erste Chef der Gestapo, 1954 


ee © © 
Angeklagte und Verurteilte (wegen 


Hochverrat, Staatsgefährdung und 
Landesverrat) 
Ankl. Verurt. Zuchth. Gefängn. and.Str. 

1954 357 186 11 165 1 
1955 413 274 10 249 17 
1956 410 350 6 327 57 
1957 373 321 17 289 35 
1958 391 330 7 303 24 
1959 490 396 8 376 15 
1960 521 449 13 405 33 
1961 560 493 16 403 74 
1962 547 499 6 424 69 
1963 500 429 6 355 60 


Quelle: Statistisches Bundesamt, 
zitiert nach Lehmann, Legal& Opposition, 
Berlin 1966, Seite 123/24 


Polizeiliche Ermittlungen in Staats- 


schutzsachen (bekanntgewordene 
Fälle) 
1954 8.550 
1955 8.073 
1956 7.975 
1957 12.600 
1958 13.823 
Staatsanwaltliiche Ermittlungsver- 
fahren in Staatsschutzsachen 
Staatsge- Landes- 
insges. fährdung verrat 
1963 10.222 4.019 4.072 
1964 9.289 3.095 3.552 
1965 7.361 4.910 
1966 6.161 3.744 


Die oben angegebenen Zahlen sind sicher noch unvollständig, sie kön- 
nen nureinen groben Überblick über das Ausmaß der politischen Verfolgung 
durch die Justiz geben. Diese Zahlen aber sagen wenig über das Schicksal 
der Betroffenen. Oft genug hatten sie schon unter den Nazis In.Gefängnis- 
sen gesessen, haben’ ‚Angehörige in den: Kzs‘ ‚verloren. „Nun beginnt die 
gleiche Tortur, Ermittlungen durch Verfassungsschutz und Politische, Poll- 
zei, Verhöre,, Überwachung: und Bespitzel 

lich wilde Verdächtigunge: it. vo i 
gen zur Polizei, ‚vielleicht sc 


Wer Verurteih würde, den traf es natürlich noch. ‚härter. Z Gefäng. 
nis- oder Zuchthausstrafe kamen Nebenstrafen wie Berulsvorbote (bis zu 
fünf Jahren) und Aberkennung der ‚‚bürgerlichen:Ehrenrechte“, Polizeiauf- 
sicht, diskriminierende Bewährungsauflagen. Verlust.der Verfolgtenrente 
für Nazi-Haft, Verlust des. ‚Arbeitsplatzes durch fristlose ‚Kündigung und die 
hohen Prozeßkosten (häufig bis zu. 10. .D00 DM) 'bedeuteten für viele den 
wirtschaftlichen Ruin. Die in der Haft erlitienen” körperlichen und‘ see, 


schen Schäden'lassen sich. in: Zahlen: ohnehin nicht messen: 


'" Selbst.bürgerliche Politiker wie.Maihiofer gaben an; in.den: Jahren 1954 
bis’ 1964 ‚habe ‚die "Zahl der ;Ermittlungen: in politischen: Strafsächen ca. 
100:000 bis 150.000 betragen.:Die Zahl:der:von:der Politischen:Pollzei ver- 
nommenen oder: registrierten Personen ist: noch heaNeh ‚haher: ‚anzu- 
setzen. &: re relediigie 


and 


SAG 


SaAauIZ 
Kein 


made 


Seit ca. dreieinhalb Jahren überschwemmt uns eine Flut von Ge- 
setzen, „Anti-Terroristen-Gesetz“, Gesetze zur „Inneren Sicher- 
heit“ oder zum „Schutz des Gemeinschaftsfriedens“, wie sie amt- 
lich benannt werden. Wir haben uns in dieser Serie vorgenommen, 
das Knäuel der einzelnen Gesetzespakete zu entwirren, 

Wir hatten in der ersten Folge dieser Serie die neu eingeführten 
Paragraphen 88a und 12a (StGB) beschrieben. Neben der Einfüh- 
rung neuer Gesetze werden in den Urteilen der Gerichte bereits be- 
stehende Paragraphen schärfer angewandt und härter ausgelegt. 


896a — Verächtlich- 
möchung des Staates 


es trifft zum Beispiel zu auf die 
Anwendung der $8 185 StGB (Belei- 
digung) und auf den $9%0aStGB 
(Verächtlichmachung des Staates). 
Natürlich können wir hier an dieser 
Stelle nicht die verschiedensten Aus- 
sagen wiederholen, die wegen $ 185 
StGB oder $90a StGB angeklagt 
und verurteilt worden sind, denn — 
wie der Prozeß gegen D.Kwoll ge- 
zeigt hat — ist zum Beispiel allein 
die Wiederholung einer angeklagten 
Passage aus dem „Roten Morgen“ 
in einem Bericht über Urteil und 
Prozeß in der RHD-Zeitung schon 
wieder eine neue Straftat. 


Ein Urteil des Landgerichts 
Dortmund (gegen RM-Redakteur 
Gernot Schubert und Karin Wag- 
ner) zeigt diese Verschärfung an 
Hand des Wortes „Faschisierung“. 
Benutzt man das Wort „Faschisie- 
rung“, dann ist dies immer dann ei- 
ne Beschimpfung der Bundesrepu- 
blik, die nach $90a StGB strafbar 
ist, wenn konkrete Beispiele „zu- 
sammenfassend in abwertender 
Form als faschistische Methoden 
der Unterdrückung“ bezeichnet 
werden. Nun sagt natürlich keiner 
bloß „Faschisierung“, ohne das 
nicht durch ein Dutzend Beispiele 
genau zu belegen. Und deswegen ist 
in diesem Urteil auch fast alles, was 
im Zusammenhang mit der Faschi- 
sierung gesagt wird, eine Beschimp- 
fung der Bundesrepublik. 


Wesentliche Erleichterung für die 
Polizei im Ermittienesverfehren 


Gerichtsverfahren und die in 
diesen Verfahren angewendeten Pa- 
ragraphen sind Ergebnisse der Er- 
.  Ylungsverfahren der Polizei, der 
Seaatsanwaltschaft und der Bundes- 
anwaltschaft. Bevores zu einem Ge- 
richtsverfahren kommt, muß ermit- 
telt werden. 


Die Ermittlungsbehörden sind 
— gerade in politischen Sachen — 
noch nie besonders zimperlich mit 
den Vorschriften umgesprungen, 
die das Ermittlungsverfahren re- 
geln. Vor der Einführung des 888a 
StGB zum Beispiel konnte natürlich 
niemand deswegen verurteilt wer- 
den. Vor der Einführung’ der Raz- 
ziengesetze hat es aber schon sehr 


wohl Razzien und Kontrolistellen’ 


usw. gegeben. 


Haftbefehl ohne 
Kefteründe, und 
anschließend 
Kontaktsperre 


Für einen Haftbefehl gegen je- 
manden, der einer Straftat nach 
$129aStGB („terroristische Verei- 
nigung“ — siehe erste Folge) ver- 
dächtig ist, brauchen seit September 


1976 nicht mehr die üblichen Haft- 
gründe der Fluchtgefahr oder der 
Verdunklungsgefahr vorliegen. Er 
kann allein aufgrund eines Verdach- 
tes wegen $129aStGB in Unter- 
suchungshaft genommen werden. 


Die Bundesanwaltschaft in 
Karlsruhe wurde durch das gleiche 
Gesetz die allein zuständige Ermitt- 
lungsbehörde für Verfahren wegen 
8129a StGB. 


Hierzu kommt dann noch — ein 
Jahr später — im Herbst 1977 das 
Kontaktsperregesetz, wonach jeder 
Kontakt zwischen Untersuchungs- 
gefangenen und Strafgefangenen 
mit ihren Verteidigern unterbro- 
chen werden kann, wennes die Bun- 
desregierung für ‚notwendig hält 
und soweit die Gefangenen wegen 
8129a StGB festgehalten werden. 


Wenn man sich vorstellt, wie das 
alles zusammenspielen kann im un- 
günstigsten Fall... 


Sie werden völlig zu Unrecht 
nach irgendeinem Anschlag oder ei- 
ner Entführung wegen $129a StGB 
verdächtigt, wollen aber, als Sie von 
dem Verdacht hören, weder fliehen 
noch irgendetwas vertuschen oder 
verdunkeln, weiles da nichts zu ver- 
dunkeln gibt — trotzdem können 


te in Untersuchungshaft kommen. 
Denn die allein zuständige Ermitt- 
lungsbehörde — die Bundesanwalt- 
schaft — hat in ihrem Computer 
den sicheren Beweis, daß Sie ein 
„Terrorist“ sind — oder hat viel- 
leicht einen Zeugen, der meint, Sie 
irgendwo gesehen zu haben. 


Dann sitzen Sie erst einmal. 
Wer. zweifelt schon daran, bei sol- 
chen Beweisen? Sie kennen sicher ei- 
nen guten Anwalt, der Sie dann 
rausholt, denken Sie jetzt vielleicht. 
Das können Sie abschreiben. Kon- 
taktsperre! Denn nach einer Ent- 
führung oder einem Anschlag wird 
das jetzt sofort verhängt. Dann 
kann das für Sie heißen, daß Sie wo- 
chenlang ohne Kontakt zu einem 
Anwalt sind, der für Sie draußen 
nach Zeugen suchen könnte, der be- 
weisen könnte, daß Sie überhaupt 
nicht dort gewesen sind, wo sie Sie 
gesehen haben wollen. Wenn dann 
die Kontaktsperre aufgehoben wor- 
den ist, ist vielleicht alles schon zu 
spät. 


Wir haben den ungünstigsten 
Fall beschrieben. Wieweit es bei uns 
schon ist, zeigt die Tatsache, daß wir 
unter diesen Umständen den Fall 
von Eleonore Poensgen als günsti- 
gen Fall bezeichnen müssen. 


Eleonore Poensgen war zu Un- 
recht verdächtigt und inhaftiert 
worden, weil sie angeblich den 
Herrn Ponto umgebracht haben 
sollte. Sie hatte das Glück, daß die 
Kontaktsperre da noch kein Gesetz 
war, und so konnte ihr Anwalt für 
sie Zeugen zur Haftprüfung brin- 
gen, die nachwiesen, daß Eleonore 
Poensgen zur Tatzeit ganz woanders 
war. 


Wäre das nach dem 1.10. 1978 
passiert, könnte sein, daß sie noch 
sitzen würde. 


Durchsuchung genzer 
Wohnvierte! 


Das Neueste auf diesem Gebiet 
der Erleichterungen im Ermittlungs- 
verfahren sind die Änderungen der 
Strafproßezordnung (StPO) vom 
April 1978. Die Polizei kann jetzt 
ganze Gebäude und sämtliche Räu- 
me und Wohnungen durchsuchen, 
wenn die Staatsanwaltschaft meint, 
in diesem Gebäude sei jemand, der 
wegen $129aStGB verdächtig ist 
und wenn „Gefahr im Verzug“ ist 
(siehe 8103, $ 105, $108 StPO). 


Da „Gefahr im Verzug“ für die 
politischen Abteilungen der Staats- 
anwaltschaft und den Bundesan- 
walt eigentlich immer ist, braucht 
man nurnoch den Verdacht, daß ein 
$129a-Täter in einem beliebigen 
Haus sitzt, dann kann man sämtli- 
che Wohnungen durchsuchen. Und 
wenn er nicht gefunden wird, dann 
sitzt er eben im Haus nebenan. Und 
falls er dort nicht gefunden wird, 
dann wird er wahrscheinlich über 
das Dachin das Nachbarhaus geflo- 
hen sein. 

So kann man rechtsstaatlich un- 
angreifbar ganze Wohnviertel 
durchsuchen, was allerdings früher 
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auch ohne dieses Gesetz gematht 
wurde! Razzien gibt es nicht erst seit 
dem Razziengesetz 1978. 


Konfrelistelien überall 


Außerdem könmen in Zukunft 
nach dem $111 StPO (Einrichtung 
von Kontrollstellen) bei einem neu- 
en Entführungsfall oder einem An- 
schlag („bei der Begehung einer 
Straftat nach $129aStGB“) auf 
Straßen und Plätzen und öffentlich 
zugänglichen Orten Kontrollstellen 
eingerichtet werden. 


Da wird man nicht nur kontrol- 
liert, ob der Kfz-Schein auch in Ord- 
nung ist, ob man auch den Führer- 
schein und das Warndreieck dabei 
hat, den Verbandskasten nicht zu 
vergessen. 


Nein, so haben sie das bis jetzt 
immer schon gemacht. Jetzt muß 
man seine Identität nachweisen an 
einer solchen Kontrollstelle und 
muß alles, was man dabei hat, 
durchsuchen lassen. 


Diese neuen Vorschriften rich- 
ten sich gegen uns alle, wenn auch 
ber’den meisten dieser Vorschriften 
als Voraussetzung für ihre Anwen- 
dung der Verdacht nach 81294 
StGB gefordert wird. Aber wir ha- 
ben schon.in der ersten Folge ge- 
zeigt, wie schnell jeder in den Ver- 
dacht einer Straftat nach $129a 
StGB geraten kann. Das Beispiel 
Poensgen zeigt das auch. 


Ohne Persenalausweis 
erwischt — bis zu 
12 Stunden gefangen 


Und das kann man sogar an eini- 
gen dieser neuen Vorschriften direkt 
ablesen, bei den Vorschriften zur 
„Identitätsfeststellung“ zum Bei- 
spiel. Wenn man sich nicht auswei- 
sen kann und irgendeiner x-beliebi- 
gen Straftat verdächtig ist, dann 
darf die Polizei einen jetzt festhal- 
ten — bis zu 12 Stunden ohne rich- 
terlichen Beschluß. Die Polizei darf 
alles durchsuchen, was man bei sich 
hat, und einen auch erkennungs- 
dienstlich behandeln. Das gleiche 
kann einem passieren, wenn mafı 
noch nicht einmal verdächtig ist, 
sondern die Identität bloß zur Auf- 
klärung einer Straftat wichtig ist. 
Zum.Beispiel, wenn man als Zeuge 
für die Straftat eines anderen in Be- 
tracht kommt (Siehe $163b und 
8163c StPO). 


Aber die Möglichkeit, allein 
schon wegen fehlenden Personal- 
ausweises erkennungsdienstlich be- 
handelt zu werden, sämtliche Sa- 
chen durchsucht zu bekommen und 
12 Stunden zu sitzen, bloß weil die 
Polizei meint, man hätte eine x-be- 
liebige Straftat begangen — das hat 
mit „Terroristen-Bekämpfung“ 
nichts zu tun. 
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i Amnestie für Nazi- 


Verbrecher 

| Jawohl, Sie haben richtig gele- 
sen. Diese ungeheuerliche Forde- 
| rung stellte unlängst in aller Offen- 
| heit Franz Josef Strauß auf. Beim 
Lesen seiner Begründung kann es ei- 
nem vollends übel werden: „Das 
| Materialsammeln, Schnüffeln, 
Drecksuchen, Anschießen, Hetzen, 
 Rufmorden, Abschießen war eine 
beliebte Methode der Nazis, deren 
| gelehrige Schüler heute die Roten 
sind. Besonders die braune Jauche 
wird von ihnen gerne benutzt — das 
| ist die Fortgesetzte neue Spaltung 
unseres Volkes, die mit der Suche 
nach geschichtlicher Wahrheit und 
| menschlicher Läuterung nichts ge- 
| meinsam hat.“ 


: Weiche Spaltung denn? Es ist al- 
lerdings wahr, daß die überwälti- 

a gende Mehrheit unseres Volkes die 

Nazis haßt und sich gegen diejeni- 

gen empört, die sie in Schutz neh- 
men. 


E Aber es geht noch weiter: „Lei- 

der gilt hier nicht das Bibelwort von 
der linken Backe, die man ebenfalls 
hinhalten müsse, sondern hier hilft 
nur der massive Gegenangriff gegen 
die Verleumder, ihre Helfersheifer 
und Nutznießer in der geweißten 
| Weste und die Weigerung der an- 
ständigen Massenmedien, sich zu 
Multiplikatoren der Dreckschleu- 
derer zu machen.“ 


1 Zensur für Antifaschisten? 
| Franz Josef Strauß wird allerdings 
schon wissen, warum er weitere Ent- 
hüllungen über die nazistische Ver- 
| gangenheit unserer Politiker so sehr 
fürchtet... 


| Allein fünfmal 


| Polizeischüsse 

| wurden der RHD in den letzten 
vier Wochen bekannt. In Hamburg 
starb ein Mann nach einem Bank- 
Iraub durch einen gezielten Todes- 


\ nur einen Schreckschuß abgegeben. 


E In Kassel „löste“ sich ein Schuß 
aus der Dienstwaffe eines Polizi- 
sten, als dieser bei der Überprüfung 
feines Autos auf Rauschgift „aus- 


| wurde glücklicherweise nur am Fin- 
ger verletzt. 


Eine Treibjagd der Polizei nach 
einem Autofahrer, der sich einer 
Blutprobe entzogen hatte, indem er 
die Polizisten mit der Pistole zwang, 
ihn aus der Stadt. herauszufahren, 
endete mit dem Tod des Autofah- 
rers. Im Morgengrauen wurde er 
erschossen in einem Kornfeld aufge- 
funden. Die Selbstmordversion der 
Polizei wird von der Familie ange- 
n zweifelt. 


Bei zwei weiteren Schießereien 


kurz gemeldet 


Fschuß der Polizei. Er selbst hatte | 


rutschte“. Eine 16jährige Insassin’ 


in Rosenheim und Lindenberg (All- 
gäu), bei denen Polizisten mit 
Schüssen Autofahrer stoppten, 
wurde nur durch glückliche Zufälle 
niemand verletzt. 


Todesschußgesetz 


wurde jetzt in Bayern vom Lan- 
desparlament verabschiedet. Damit 
ist der gezielte Todesschuß, auch ge- 
gen Kinder, nun in Bayern gesetz- 
lich erlaubt. Es ist das erste Bundes- 
land, in dem das Landesparlament 
dieses Gesetz verabschiedet hat. In 
Rheinland-Pfalz und im Saarland 
hat die Landesregierung den Ent- 
wurf dem Landtag vorgelegt. 


Folgende Urteile wurden 
der RHD seit Redaktions- 
schluß der letzten Ausgabe 
unserer Zeitung bekannt: 


Drei Mitglieder des „Sodaten- 
und Reservistenkomitees Hol- 
stein“ wurden zu insgesamt 9Mo- 
naten ohne Bewährung, zwei mal 
5Monaten mit Bewährung und 
1.000 DM Geldstrafe verurteilt 
wegen „verfassungsfeindlicher 
Einwirkung auf die Bundeswehr“ 
und „Aufruf zu schwerem Land- 
triedensbruch“. Sie hatten Fiug- 
blätter an Soldaten verteilt bzw. 
unterzeichnet. 


Im Prozeß gegen die Kieler An- 
tifaschisten ging die Staatsan- 
waltschaft in die Revision. Sie 
will offensichtlich die Bewährung 
bei den 4- bis 6monatigen Ge- 
tängnisstrafen gestrichen haben. 


Zwei neue Grohnde-Urteile 
wurden gefällt: 10 Monate Ge- 
tängnis gegen Norbert Iwan und 
1.200 DM Geldbuße sowie 12Mo- 
nate Gefängnis gegen Bernd 
Löwe, beide Urteile mit Bewäh- 
rung. j 

7Monate Gefängnis mit Be- 
währung und 1.500 DM Geldbuße 
erhielt ein Oldenburger wegen 
„Beleidigung des Bundesarbeits- 
ministers Ehrenberg‘“, weil er für 
zwei Veröffentlichungen des 
KBW verantwortlich wäre. Wegen 
„politisch motivierten Bank- 


Für das Recht auf 
Verteidigung 


treten 195 Rechtsanwälte und 
Assessoren in einer Anzeige in der 
Wochenzeitschrift „Die Zeit“ ein. 
In der von ihnen namıentlich unter- 
zeichneten Anzeige heißt es unter 
anderem: „Stück für Stück wird das 
elementare Recht des Beschuldigten 
auf eine umfassende und wirksame 
Verteidigung beseitigt. Zunehmen- 
de Beseitigung des Rechts auf Ver- 
teidigung heißt: Möglichkeit der un- 
kontrollierten und reibungslosen 
Aburteilung von Beschuldigten, ins- 
besondere von politischen Gegnern 
des Staates oder einzelner seiner 


Schafft Rote Hilfe gegen die politische Unterdrückung 


Maßnahmen.“ Der Aufruf endet 
mit folgenden Forderungen: 


— Ungehinderten schriftlichen und 
mündlichen Kontakt zwischen den 
Gefangenen und ihren Verteidigern 


— Aufhebung des Kontaktsperre- 
gesetzes 


— Beseitigung der Trennscheibe 


— Schluß mit den Angriffen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen gegen 
Vertrauensanwälte 


— Aufhebung des Urteils gegen 
Rechtsanwalt Groenewold. Keine 
Verurteilung von Rechtsanwalt 
Croissant. 


Schwarze Listen 
über. politisch unliebsame So- 


raubs“ wurde Klaus Wilhelm 
Dorff zu 13 Jahren, Jürgen Tauras 
zu 71/2 Jahren Gefängnis verur- 
teilt. 


Geldstrafen von je 100 DM er- 
hielten zwei Jugendliche aus 
Meppen, weil sie ein Gedicht von 
Günter Eich mit Farbe an einen 
Bauzaun geschrieben hatten. Das 
Gedichtrief zum Mißtrauen in die 
staatliche Macht auf. 


Das Anbringen eines KBW-Pia- 
kats mit einer Karikatur Filbin- 
gers hatte eine Geldstrafe von 
300 DM gegen eine junge Frau 


"aus Biberach zur Folge. 


Studenten, die ein Flugblatt 
der Falken gegen die Berufsver- 
bote mit einem Bundesadier „ge- 
schmückt“ hatten, wurden wegen 
„Entwertung des Bundesadiers“ 
mit 500 DM Geldbuße belegt. 


Gegen verschiedene Rechtsan- 
wälte, die in politischen Prozes- 
sen verteidigt hatten, wurden ho- 


he Geldstrafen verhängt: 
1.000 DM gegen Alexandra Goy 
wegen „Beleidigung Berliner Ju- 
stizbediensteter“; 3.000 DM in ei- 
nem Ehrengerichtsverfahren ge- 
gen RA Hannover, weil er unter 
anderem in einer Fernsehsen- 
dung die Haftbedingungen von 
Ulrike Meinhof als verfassungs- 
widrig bezeichnet hatte; 
7.000 DM in einem Ehrengerichts- 
verfahren gegen Heldmann we- 
gen seines Verhaltens als Vertei- 
diger von A. Baader. 


zialarbeiter sind bei den Landes- 


ministerien im Umlauf. Ohne daß 
der Betreffende erfährt, daß er auf 
einer solchen Liste steht, ohne daß 
er sich also auch wehren kann, wird 
bereits bundesweit vor seiner Ein- 
stellung gewarnt. 


Auch in Betrieben 


werden Arbeiter und Angestellte 
bespitzelt, aufgrund von Tips vom 
Verfassungsschutz entlassen und 
auf Schwarze Listen gesetzt. Die 
Meldungen darüber häufen sich. So 
wurde jetzt der Fall einer Sekretärin 
bekannt, die von einer Teilzeitfirma 
an die Hamburger Elekrizitäts- 


werke (HEW) vermittelt worden 
war. Sie hatte bei einer Demonstra- 
tion der „Gewaltfreien Aktion“, ei- 
ner Organisation von Kernkraft- 
werksgegnern, mit den Demon- 
stranten vor dem Tor von HEW dis- 
kutiert. Anschließend wurde sie von 
Vorgesetzten gefragt, ob sie Kern- 
kraftwerksgegnerin sei. Als sie be- 
jahte, wurde sie sofort entlassen. 


Opfer einer Denunziation 


wurde der Dortmunder Student 
Helmut H. und ist seither in der so- 
genannten „Befa7K“-Fahndung. 
Zwei Kripobeamte suchten ihn in 
seiner Wohnung auf und behaupte- 
ten, er sei mit einer „Terroristin“ in 
einem Cafe gesehen worden. Daß es 
sich dabei in Wirklichkeit um seine 
Freundin gehandelt hatte, machte 
auf die Herren keinen Eindruck. 
Zwei Stunden später erschien die 
Polizei auch bei seinen Eltern in 
Bayern. In den folgenden Wochen 
wurden er und seine Freundin stän- 
dig beschattet, bei einem Grenz- 
übertritt gründlich gefilzt. Besucher 
von Helmut H. wurden von der Po- 
lizei beim Verlassen des Hauses an- 
gehalten und gefragt, was sie dort 
gemacht hätten. Nachbarn beob- 
achteten, daß die ganze Gegend 
von der Polizei fotografiert worden 
sel. 


Beleidigt 


fühlt sich die Justiz durch eine 
Äußerung der Rundfunkjournali- 
stin Barbara Dickmann über den 
Prozeß gegen einen angeblichen 
RAF-Unterstützer. Sie hatte gesagt, 
hier sei nach dem Motto „im Zwei: 
fel gegen den Angeklagten“ vorge- 
gangen worden. Die Staatsanwalt- 
schaft hatte zunächst ein Ermitt- 
lungsverfahren in Gang gesetzt, die- 
ses aber später „wegen geringer 
Schuld“ wieder eingestellt. Das zu- 
ständige Schöffengericht lehnte je- 
doch die Einstellung des Verfahrens 
ab. 


50.000 DM 


soll ein Realschullehrer an das 
Land Baden-Württemberg zurück- 
zahlen, dem wegen seiner DKP- 
Mitgliedschaft Berufsverbot erteilt 
wurde. Er hatte während der laufen- 
den Prozesse vor dem Verwaltungs- 
gericht, den er in erster Instanz ge- 
wann, in zweiter aber verlor, die 
Hälfte seiner normalen Bezüge wei- 
tererhalten. 


Wenn das Land mit dieser For- 
derung durchkommen sollte, würde 
das für zahlreiche vom Berufsver- 
bot Betroffenen den finanziellen 8 
Ruin bedeuten, für andere, daß sie 
sich einen Widerspruch gegen ihre 
Entlassung nicht mehr leisten könn- 
ten. 


Meinungsfreiheit, | "richten 


die sie meinen 

Daß Staatsanwälte und Richter mit dem $9%0a „Verächt- 
lichmachung der Bundesrepublik “ gegen fortschrittliche und 
kommunistische Zeitungen und Filugblätter vorgehen, ist 
nichts Neues. Jeden Monat stehen Urteile gegen Pressever- 
antwortliche oder Verteiler solcher Schriften in unserer Zei- 
tung. 

Jochen Beyer, über den wir hier berichten, ist deshalb 
auch kein Einzelfall, sondern einer von vielen, die mit Pro- 
zessen eingedeckt werden, weil sie die „Meinungsfreiheit“ 
nicht so benutzen, wie es die Herrschenden gerne hätten. 


1. 8. 78: Anklageschrift we- 
gen eines Flugblatts zum 30. Ja- 


Jochen Beyer ist Pressever- 
antwortlicher für Flugblätter 


fe “d Betriebszeitungen der 
„PD/ML im Ruhrgebiet. Die 
Liste der gegen ihn eingeleiteten 
Verfahren — zwei Zivilverfah- 
ren sind noch nicht einmal ent- 
halten — wird zur Zeit fast täg- 
lich länger. - 


6.9. 77: Anzeige wegen Be- 
leidigung der Polizei. In einem 
Flugblatt wurde gegen die sich 
häufenden Todesschüsse der 
Polizei in Bochum protestiert. 


11. 10. 77: Anzeige wegen 
eines Flugblatts anläßlich der 
Schleyer-Entführung. 


15. 6. 78: Ermittlungsver- 
fahren wegen eines Flugblatts 
zum Prozeß gegen den „Roten 
Morgen“, Zeitung der 
KPD/ML. 


)25. 7. 78: Anklageschrift 
wegen eines Flugblatts zu einem 
anderen Presseprozeß. 


25. 7. 78: Anklageschrift 
wegen eines Flugblatts über den 
„Gelsenkirchener Kranken- 
hausprozeß“. 


rung unterdrücken.“ 


Äußerungen, die heute mit $90a verfolgt werden: 


Bildunterschrift: „Polizeieiusatz gegen streikende Drucke- | 
reiarbeiter. Der Klassenfeind will den Kampf der Bevölke- 


nuar, dem Jahrestag der Macht- 
ergreifung des Hitler-Faschis- 
mus, in dem die Verschärfung 
der politischen Unterdrückung 
angeprangert wurde. In diesem 
Flugblatt wird Strauß als „Neo- 
faschist“ bezeichnet, weswegen 
er selbst auch noch Strafantrag 
gestellt hat. 


16. 8. 78: Ladung auf die 
Polizeiwache wegen „Verdacht 
des Verstoßes gegen $ 90 a“. 


Drei Anklagen und eine An- 
zeige allein innerhalb der letzten 
drei Wochen. Ist das die Presse- 
freiheit der freiheitlich-demo- 
kratischen Grundordnung? 


Aber es ist nicht nur die Zahl 
der Verfahren. Im untenstehen- 
den Kasten haben wir einige der 
Äußerungen zitiert, die in den 
Anklagen als Verunglimpfung 
der BRD bezeichnet werden. Es 
scheint uns, daß die Anwen- 
dung des $ 90 a hiermit erneut 
weiter „nach vorne“ verlegt 
wird. Oder hätten Sie gedacht, 
daß man so etwas bei uns nicht 
öffentlich sagen darf? 


Bildunterschrift: „Die Schließung des Knappschaftskran- 
ikenhauses zeugt vom volksfeindlichen Charakter dieses | 
Staates und seiner Organe.“ 


| „Dieter K. ist jetzt erneut angeklagt, weil er am 6.11.1976 
auf der Bahnhofstraße ein Flugblatt verteilt haben soll, das 
über seinen Prozeß berichtet. Das soll man in diesem Staat 
nicht mehr sagen dürfen.“ 

'„Es geht darum, ob man in diesem Staat die Wahrheit | 
schreiben und sagen kann.“ 


„Daß es mit der ‚Freiheit‘ für das Volk in dieser unseren 
‚Demokratie‘ nicht weit her ist, das haben die Werktätigen 
in dieser Zeit am eigenen Leibe zu spüren bekommen.“ 


aus dem 
Gefängnis 


Sofortiger Umschluß für 
Günter Sonnenberg! 


Günter Sonnenberg war bei 
seiner Festnahme durch den 
Kopfschuß eines Polizisten le- 
bensgefährlich verletzt worden. 
Der Prozeß, dem er wegen der 
Folgen seiner Verletzung kaum 
folgen konnte, endete mit le- 
benslänglicher Gefängnisstrafe 
wegen „versuchten Mordes“ an 
zwei Polizisten (er hatte bei 
seiner Festnahme Schüsse abge- 
geben). In einer Presseerklä- 
rung seines Rechtsanwalts Hei- 
nisch heißt es jetzt: 


„Gegenwärtig steht es um 
den Gesundheitszustand von 
Günter Sonnenberg schlecht: 
Das Gericht hat sich geweigert, 
ihm einen Zusammenschluß mit 
den Gefangenen Roland Mayer 
und Siegfried Haag zu gewäh- 
ren, obwohl diese drei täglich 90 


Minuten Hofgang miteinander _ 


haben. Die Kürze des Hofgangs 
läßt die intensive geistige Aus- 
einanderstezung nicht zu, die 
Sonnenberg zur Rehabilitierung 


seiner geistigen Fähigkeiten 
braucht. 
Am 2, 7. erlitt Günter 


Sonnenberg einen epileptischen 
Anfall. Die Anstalt führt dies 
darauf zurück, daß er ein Medi- 
kament nicht eingenommen 
habe. Der Verteidigung ist es 
zwar gegenwärtig nicht mög- 
lich, dies zu überprüfen — den- 
noch war jedenfalls dieses Me- 
dikament (Rivotril, 6 mg pro 
Tag) so geartet, daß Sonnenberg 
immer wieder darüber klagte, er 
befinde sich in Trance. Nach 
hiesigen Informationen handelt 
es sich um ein starkes Sedati- 
vum (Beruhigungsmittel, die 
Redaktion). 


Die gesamten Umstände 
weisen einmal mehr darauf hin, 
welches unvertretbare Risiko 
das Gericht eingegangen ist, als 
es gegen Sonnenberg verhandel- 
te. Die Frage, warum in dieser 
Weise gegen Sonnenberg ver- 
fahren wurde, wird die Verteidi- 
gung angesichts der Verfolgung 
von politischen Äußerungen 
von Verteidigern durch Justiz 
und Standesgerichtsbarkeit an 
dieser Stelle nicht beantwor- 
ten.“ ; 


Seite 11 


Die Forderung nach Um- 
schiuß für Sonnenberg mit 
einem der beiden anderen poli- 
tischen Gefangenen und insbe- 
sondere die Möglichkeit, nachts 
bei einem von ihnen zu schla- 
fen, hatte auch der Mediziner 
Prof. Dr. Müller aus medizini- 
schen Gründen erhoben. 


Europäisch Menschen- 
rechtskommission: RAF- 
Gefangene nicht un- 


menschlich behandelt. 


Andreas Baader, Jan-Carl 
Raspe und Gudrun Ensslin 
hatten Beschwerden bei der 
Europäischen Menschenrechts- 
kommission über die Bedingun- 
gen ihrer Haft und die Be- 
schneidung ihrer Verteidigungs- 
möglichkeiten vor Gericht. 

Kürzlich hat die Menschen- 
rechtskommission, die über die 
„Einhaltung der Menschen- 
rechte“ in Europa wachen soll, 
diese Beschwerden nun als 
„unbegründet“ abgewiesen. 
Wir zitieren Kostproben aus der 
Begründung: 


„Die Beschwerdeführer wa- 
ren zweifellos außergewöhnli- 
chen Haftbedingungen unter- 
worfen, die in ihrem Ausschluß 
aus der Anstaltsgemeinschaft 
und ihrer Unterbringung in 
einem gesicherten Flügel be- 
standen. Die Bundesregierung 
hat diese Sicherheitserforder- 
nisse ... wie folgt erklärt: die 
Beschwerdeführer waren ge- 
fährlich; sie hatten bei ihrer 
Festnahme Schußwaffen ver- 
wendet; ... Die Kommission ist 
davon überzeugt, daß im vorlie- 
genden Fall zwingende Gründe 
dafür vorhanden waren, die Be- 
schwerdeführer einem Vollzug 
zu unterwerfen, der sich in 
erster Linie an Sicherheitserfor- 
dernissen ausrichtete.* 

Ebenso selbstverschuldet ist 
für die Kommission der Aus- 
schluß der drei politischen Ge- 
fangenen von ihrem Prozeß ge- 
wesen. . 

Sie bemüht sich überhaupt 
nicht umeineobjektive Untersu- 
chung der Wahrheit, sondern 
begnügt sich mit der Stellung- 
nahme der Bundesregierung, 
der sie teilweise fast wörtlich 
folgt. 
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Sehe geehrte 


4 Kostenrechnung 
Geldstrafe — &etaiufe  DMI| Pf. 
Gebühr >9009.| = 
Auslagen 40 


Polizist erschoß Schafhalter aus Versehen 


z ; 
wischenfall bei Niedernhausen / 35jähriger Beamter wollte Viehdieb stellen 


Wiesbaden. (Eig. Bericht) - Ei] 


Staaisanwaltschaft Bochum 


Gaschäfts-Nr.: 


Bitte bei allen Schreiben angaben! 


3 Js 30 /77 


Pressestrafsache! 


Verjährung droht am 2.9.1978! 


